
 

  

DWS Investment GmbH 

60612 Frankfurt am Main 

 

 

An die Anteilinhaber des OGAW-Sondervermögens 

 
DWS Global Natural Resources Equity Typ O (ISIN: DE0008474123) 

 

Wir beabsichtigen, die folgenden Änderungen der Allgemeinen und Besonderen Anlagebedingungen mit der 

Genehmigung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht („BaFin“) für das oben genannten OGAW-

Sondervermögen vorzunehmen: 

  

A. Anpassung der Allgemeinen Anlagebedingungen 

Die Allgemeinen Anlagebedingungen werden auf die Muster-Anlagebedingungen des Deutschen Fondsverband 

BVI (Bundesverband Investment und Asset Management e.V.) angepasst. 

 

Neben redaktionellen Änderungen kommt es zudem in den §§ 11, 16, 17, 18 und 23 zu den nachstehend aufge-

führten Änderungen. 

 

§ 11 der Allgemeinen Anlagebedingungen („Emittentengrenzen und Anlagegrenzen“)  

Die bisherige Formulierung des Absatzes 2 lautete wie folgt: „Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschließ-

lich der in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dürfen über den 

Wertanteil von 5% hinaus bis zu 10% des Wertes des OGAW-Sondervermögens erworben werden; dabei darf 

der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten 40% des OGAW-Sondervermö-

gens nicht übersteigen.“  

Künftig wird der Absatz 2 geändert und lautet wie folgt: 

„§ 11 Emittentengrenzen und Anlagegrenzen 

(…) 

2. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschließlich der in Pension genommenen Wertpapiere und Geld-

marktinstrumente desselben Emittenten dürfen bis zu 5% des Wertes des OGAW-Sondervermögens erworben 

werden; in diesen Werten dürfen jedoch bis zu 10% des Wertes des OGAW-Sondervermögens angelegt werden, 

wenn dies in den BABen vorgesehen ist und der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser 

Emittenten 40% des OGAW-Sondervermögens nicht übersteigt.“ 

 

§ 16 der Allgemeinen Anlagebedingungen („Anteile“) 

Absatz 1 wird wie folgt umformuliert und ergänzt: „Die Anteile am Sondervermögen lauten auf den Inhaber und 

werden in einer Sammelurkunde verbrieft; die Ausgabe von Einzelurkunden ist ausgeschlossen. Mit dem Erwerb 

eines Anteils am Sondervermögen erwirbt der Anleger einen Miteigentumsanteil an der Sammelurkunde. Dieser 

ist übertragbar, soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts anderes bestimmt ist.“ 

Aufgrund der Ergänzungen in Absatz 1 werden Absatz 3 und 4 gestrichen, die besagten, dass die Anteile über-

tragbar sind, soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Abweichendes geregelt ist und die Rechte 

der Anleger in einer Sammelurkunde verbrieft werden.  

Darüber hinaus wird folgende Regelung zu den effektiven Stücken in Absatz 4 komplett gestrichen: „Sofern für 

das OGAW-Sondervermögen in der Vergangenheit effektive Stücke ausgegeben wurden und diese sich mit Ab-

lauf des 31. Dezember 2016 nicht in Sammelverwahrung bei einer der in § 97 Absatz 1 Satz 2 KAGB genannten 

Stellen befinden, werden diese effektiven Stücke mit Ablauf des 31. Dezember 2016 kraftlos. Die Anteile der 

Anleger werden stattdessen in einer Sammelurkunde verbrieft und auf einem gesonderten Depot bei der Ver-

wahrstelle gutgeschrieben. Mit der Einreichung eines kraftlosen effektiven Stücks bei der Verwahrstelle kann der 

Einreicher die Gutschrift eines entsprechenden Anteils auf ein von ihm zu benennendes und für ihn geführtes 

Depotkonto verlangen. Effektive Stücke, die sich mit Ablauf des 31. Dezember 2016 in Sammelverwahrung bei 



 

  

einer der in § 97 Absatz 1 Satz 2 KAGB genannten Stellen befinden, können jederzeit in eine Sammelverwahrung 

überführt werden.“ 

 

§ 17 der Allgemeinen Anlagebedingungen („Ausgabe und Rücknahme von Anteilen, Aussetzung der Rück-

nahme“) 

Gemäß Absatz 1 Satz 4 wird die Gesellschaft den Anleger über eine vorübergehende oder endgültige Einstellung 

der Ausgabe von Anteilen nur noch über die in dem Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informati-

onsmedien informieren. Eine Bekanntmachung über gegebenenfalls weitere Medien findet künftig nicht mehr 

statt. 

Gemäß Absatz 5 wird der Anleger durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und in den in dem Verkaufspros-

pekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien über die Aussetzung der Rücknahme der Anteile und die 

Wiederaufnahme der Rücknahme informieren. Eine Bekanntmachung über eine hinreichend verbreiteten Wirt-

schafts- und Tageszeitung findet künftig nicht mehr statt. 

 

§ 18 der Allgemeinen Anlagebedingungen („Ausgabe- und Rücknahmepreise“) 

In Absatz 4 wird der Satz gestrichen, dass die Besonderen Anlagebedingungen für Sondervermögen mit länder-

spezifischem Anlageschwerpunkt darüber hinaus weitere länderspezifische Ausnahmen für die börsentägliche 

Ermittlung der Ausgabe- und Rücknahmepreise vorsehen können. 

 

§ 23 der Allgemeinen Anlagebedingungen („Änderungen der Anlagebedingungen“) 

Gemäß Absatz 3 Satz 1 werden sämtliche vorgesehene Änderungen der Anlagebedingungen im Bundesanzei-

ger und in den im Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien bekannt gemacht. Eine 

Bekanntmachung in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- und Tageszeitung findet künftig nicht mehr statt. 

 

B. Anpassungen der Besonderen Anlagebedingungen 

Die Besonderen Anlagebedingungen werden auf die Muster-Anlagebedingungen des Deutschen Fondsverband 

BVI (Bundesverband Investment und Asset Management e.V.) sowie auf die Musterkostenklausel für Publikums-

investmentvermögen der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht angepasst. Daneben werden neben 

redaktionellen Anpassungen weitere Änderungen vorgenommen, die den nachstehenden Punkten entnommen 

werden können. 

 

1. Einführung von „Smart Integration“ 

Für das oben genannte OGAW-Sondervermögen werden sogenannte Smart Integration-Faktoren eingeführt. Bei 

Smart Integration handelt es sich um einen Ansatz für die ESG-Integration („Environment, Social and Govern-

ment“ – Umwelt, Soziales und Unternehmensführung), basierend auf vorausschauenden Daten, um Emittenten 

mit hohen Risiken für den Klimawandel und solche, die gegen internationale Nachhaltigkeitsstandards verstoßen, 

zu identifizieren. 

 

Hierfür wird unter § 25 („Vermögensgegenstände“) der nachfolgende Passus aufgenommen: 

„Die Gesellschaft berücksichtigt bei ihren Investmententscheidungen ESG-Faktoren (Environmental, Social and 

Governance – Umwelt, Soziales und Unternehmensführung). Um diese ESG-Faktoren zu berücksichtigen, nutzt 

die Gesellschaft eine spezielle Datenbank, in welche ESG-Daten von anderen Research-Unternehmen als auch 

eigene Research-Ergebnisse einfließen. Diese Datenbank teilt nach einer Analyse der Daten die Zielinvestments 

einer von sechs möglichen Bewertungen zu. Erhält das Zielinvestment die niedrigste Bewertung eignet sich das 

Zielinvestment für das OGAW-Sondervermögen nicht. Die Gesellschaft kann die Bewertung der Datenbank einer 

Überprüfung durch ein Gremium unterziehen. Das Gremium kann bei der Überprüfung der Bewertung der Da-

tenbank zum Ergebnis gelangen, dass die Bewertung der Datenbank berichtigt werden muss und daher in das 

Zielinvestment investiert werden kann. Erhält bei bestehenden Zielinvestments das Zielinvestment aufgrund ei-

ner aktualisierten Analyse die niedrigste Bewertung und schließt sich das Gremium der Bewertung der Daten-



 

  

bank an, so werden diese Zielinvestments angepasst, marktschonend reduziert oder veräußert. Bei der Über-

prüfung berücksichtigt das Gremium weitere Kriterien, wie zum. Beispiel. Entwicklungsaussichten hinsichtlich 

ESG-Faktoren, Stimmrechtsausübung oder allgemeine wirtschaftliche Entwicklungsaussichten.“ 

 

2. Anpassungen in Bezug auf die Teilfreistellung im Sinne des Investmentsteuergesetzes 

Aufgrund des Jahressteuergesetzes 2019 ist eine Anpassung der Anlagepolitik des oben genannten OGAW-

Sondervermögens im Hinblick auf die Teilfreistellung erforderlich. Mit dem Jahressteuergesetz 2019 erfolgte die 

Konkretisierung der Definition der Kapitalbeteiligungen und es wurden begriffliche Abgrenzungen vorgenommen. 

Um diesen Änderungen nachzukommen, wird ein Verweis auf die entsprechende gesetzliche Vorschrift 

aufgenommen. Die Anlagegrenze, die dem Zweck der Herbeiführung einer Teilfreistellung im Sinne des 

Investmentsteuergesetzes dient, wird ausdrücklich als solche gekennzeichnet. Daneben besteht auch eine 

weitere Mindestanlagegrenze für Aktien von 51% des Wertes des OGAW-Sondervermögens. 

Die Anlagegrenzen lauten künftig wie folgt: 

„§ 26 Anlagegrenzen 

1. Mindestens 51% des Wertes des OGAW-Sondervermögens müssen in Aktien von Unternehmen angelegt 

werden, bei denen sich die im letzten Geschäftsbericht ausgewiesenen Umsatzerlöse oder Gewinne überwie-

gend aus Tätigkeiten im Rohstoffsektor ergeben. Dies umfasst die weltweite Exploration, Erschließung, Raffine-

rie, Erzeugung und Vermarktung von Rohstoffen und deren Nebenprodukten. Normalerweise setzt sich das 

OGAW-Sondervermögen aus Anlagen von 40 bis 80 Emittenten aus Industrie- und Schwellenländern zusam-

men, wobei diese Anzahl je nach Marktbedingungen variieren kann. Als Schwellenländer werden alle diejenigen 

Länder angesehen, die zum Zeitpunkt der Anlage vom Internationalen Währungsfonds, von der Weltbank oder 

der International Finance Corporation („IFC“) als nicht entwickelte Industrieländer betrachtet werden. Der Fonds-

manager ist bestrebt, in unterbewertete Anlagen mit guten Wertsteigerungsaussichten zu investieren. Die in 

Pension genommenen Wertpapiere sind auf die Anlagegrenzen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurechnen. 

Das OGAW-Sondervermögen kann auch in Global Depository Receipts („GDR“), die an anerkannten Börsen und 

Märkten notiert sind, sowie in von internationalen Finanzinstituten mit Spitzen-Rating ausgegebene American 

Depository Receipts („ADR“) anlegen. 

(…) 

8. Vorbehaltlich der in den vorstehenden Absätzen 1 bis 7 und der in den Allgemeinen Anlagebedingungen 

festgelegten Anlagegrenzen gilt zum Zwecke der Herbeiführung einer Teilfreistellung im Sinne des Investment-

steuergesetzes („InvStG") zudem, dass mindestens 51% des Aktivvermögens des OGAW-Sondervermögens 

(dessen Höhe bestimmt sich nach dem Wert der Vermögensgegenstände des Investmentfonds ohne Berück-

sichtigung von Verbindlichkeiten) in solche Kapitalbeteiligungen im Sinne des § 2 Absatz 8 Investmentsteuer-

gesetz angelegt werden, die zum amtlichen Handel an einer Börse zugelassene oder an einem anderen orga-

nisierten Markt zugelassene oder in diesen einbezogene Aktien sind („Aktienfonds").“ 

 

3. Anpassung in Bezug auf den Ausgabe- und Rücknahmepreis  

In § 29 Absatz 1 („Ausgabe- und Rücknahmepreis“) wird der Satz „Ein Ausgabeaufschlag wird nicht erhoben.“ 

zur Klarstellung eingefügt. Zudem wird in Satz 2 das Wort „Rücknahmepreis“ ersetzt mit „Anteilwert“. 

 

4. Anpassungen der Formulierung der Kostenklausel an die Musterkostenklauseln der BaFin 

Der Paragraph „Kosten und erhaltene Leistungen“ wird auf die von der BaFin veröffentlichten Musterkostenklau-

seln für Publikumsinvestmentvermögen angeglichen.  

Die Formulierung in Absatz 2 zur Belastung bestimmter Aufwendungen wird angepasst und lautet künftig wie 

folgt: 

„§ 30 Kosten und erhaltene Leistungen 

(…) 

2. Neben der der Gesellschaft zustehenden Kostenpauschale aus Absatz 1 können die folgenden Aufwendungen 

dem OGAW-Sondervermögen zusätzlich belastet werden: 



 

  

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für Rech-

nung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zulasten des OGAW-Son-

dervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, außer im Fall der Informationen über 

Verschmelzungen von Investmentvermögen und außer im Fall der Information über Maßnahmen im Zusammen-

hang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

c) Steuern, die anfallen im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlen-

den Vergütungen, im Zusammenhang mit den vorstehend genannten Aufwendungen und im Zusammenhang 

mit der Verwaltung und Verwahrung.“ 

 

Der Absatz 6 Satz 3 wird dahingehend angepasst, dass die Vergütung, die von „einer Investmentgesellschaft 

(…) oder einer ausländischen Investmentgesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft“ als Verwal-

tungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde, gestrichen wird. Satz 

3 lautet daher künftig wie folgt: „Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und Halbjahresbericht die Vergütungen 

offenzulegen, die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen (Kapital-) Ver-

waltungsgesellschaft oder einer anderen Gesellschaft mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen 

gehaltenen Anteile berechnet wurde.“ 

 

 

Die redaktionellen und klarstellenden Änderungen in den Allgemeinen und Besonderen Anlagebedingungen ha-

ben keinerlei inhaltliche Auswirkungen. 

 

Die Änderungen Allgemeinen und Besonderen Anlagebedingungen treten am 1. Juli 2020 in Kraft. 

 

Sofern die Anteilinhaber mit den Änderungen der Allgemeinen und Besonderen Anlagebedingungen nicht ein-

verstanden sind, können sie ihre Anteile an dem OGAW-Sondervermögen kostenlos zurückgeben. Bitte wenden 

Sie sich diesbezüglich an Ihre depotführende Stelle. 

 

Die jeweils gültigen Vertragsbedingungen, der Verkaufsprospekt sowie die wesentlichen Anlegerinformationen 

sind bei der DWS Investment GmbH kostenlos erhältlich sowie online unter www.dws.de abrufbar. 

 

Frankfurt am Main, im Juni 2020 

Die Geschäftsführung 

 

 


